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Sechs Jahre nach der ersten Auflage
dieses Handbuchs erschien 1997 eine
neu bearbeitete dritte Auflage. (Für
eine Rezension der ersten Auflage vgl.
Wirtschaft und Gesellschaft 18/1
(1992) 125 -128.) Einige Beiträge wur-
den herausgenommen und durch ande-
re über das gleiche Thema ersetzt.
Weitere Themen finden sich hier zum
ersten Mal behandelt. Abgesehen da-
von, daß die alte Auflage vergriffen ist,
kann eine Neubearbeitung aus zwei
Gründen notwendig sein: erstens, die
politischen Strukturen Österreichs ha-
ben sich geändert, zweitens, die wis-
senschaftliche Arbeit über das politi-
sche System Österreichs wurde weiter-
geführt, so daß neue Erkenntnisse die
alte Auflage als überholt erscheinen
lassen.

Tatsächlich haben sich die politi-
schen Strukturen Österreichs gewan-
delt. Die Institutionen haben sich vor al-
lem durch den Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union geändert. Kompe-
tenzen der Gesetzgebung, der Verwal-
tung und der Rechtsprechung wurden
in wichtigen Fragen an die entspre-
chenden Institutionen der EU abgetre-
ten, wobei in diesen Institutionen auch
Österreich vertreten ist. Die EU ist also
keine für Österreich fremde Macht,

428

24. Jahrgang (1998), Heft 3

sondern eine von Österreich mitgestal-
tete Institution.

Aber auch in Österreich hat sich in
den wenigen Jahren viel geändert. Die
Dominanz der Regierung und der sie
tragenden Parteien ist nicht mehr in
dem Maße gegeben wie in früheren
Jahren. Selbst eine große Koalition ver-
fügt nicht mehr mit Sicherheit über eine
Zweidrittel-Mehrheit im Parlament; es
gibt Konflikte zwischen Regierung und
Parlament einerseits sowie der Recht-
sprechung andererseits; die Macht eini-
ger Medien zur Beeinflussung von Po-
litik ist gestiegen und vieles mehr. Die
internationale Position Österreichs hat
sich geändert, nicht nur durch die Mit-
gliedschaft in der EU, sondern auch
durch die sonstigen Veränderungen in
anderen Ländern. Waren bis vor weni-
gen Jahren nur zwei der sieben an
Österreich grenzenden Staaten kleiner
als Österreich, so sind es jetzt fünf von
acht angrenzenden Staaten.

Soweit es die institutionellen Ände-
rungen betrifft, so sind sie im neuen
Handbuch gut dokumentiert. Die Struk-
tur vieler Artikel kommt dem entgegen:
In der ersten Auflage dominierten Bei-
träge, die institutionelle Strukturen
schildern oder aber die historische Ent-
wicklung dieser Strukturen behandeln.
Im ersten Fall werden die neuen Rege-
lungen dargestellt, im letzteren wird die
Geschichte weitererzählt.

Einige Themen wurden neu in das
Buch aufgenommen, weil sie in den
vergangenen Jahren größere Bedeu-
tung erlangten. Dazu gehört der Beitrag
über Migrationspolitik von R. Bauböck.
Er gibt einen guten Überblick über die
Optionen der Politik und darüber, wei-
che Möglichkeiten jeweils ergriffen wur-
den. Angenehm an diesem Beitrag ist,
daß der Autor nicht festlegt, was eine
'gute Politik' zu tun hätte. Das ist sinn-
voll, weil bei einer solchen Festlegung
die normativen Vorstellungen des Au-
tors den Maßstab der Bewertung liefern
würden.
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Neu ist auch der Beitrag von S. Ro-
senberger über Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik. Darin werden die wichtig-
sten Problemgebiete der Frauenpolitik
- Familie, Erwerbsarbeit und deren
Vereinbarkeit - dargestellt. Es wird,
was verdienstvoll ist, auf die Wider-
sprüche mancher frauenspezifischen
Politiken hingewiesen: Sozialpolitische
Sicherungen, die der gegenwärtigen
Realität - nämlich daß vor allem Frau-
en mit Haus- und Erziehungsarbeit be-
schäftigt sind - Rechnung tragen, ver-
stärken die geschlechtsspezifische Ar-
beitsteilung, indem sie die Nicht-Teil-
nahme am Arbeitsmarkt begünstigen.
Gäbe man aber diese Begünstigungen
konsequent auf, um die Partizipation
am Arbeitsmarkt zu erhöhen, würde
man die tatsächlich existierende Un-
gleichheit am Arbeitsmarkt einfach ne-
gieren.

Neu ist der Beitrag über das Liberale
Forum - schließlich gab es dieses beim
Erscheinen der ersten Auflage noch
nicht. Dieser Beitrag gibt einige Infor-
mationen über diese Partei, berichtet
aber wenig, was nicht die meisten, die
die laufende Politik in Funk und Medien
verfolgen, ohnehin wissen. Aber viel-
leicht ist das Objekt dieses Beitrages -
nämlich das Liberale Forum - von zu
kurzer Existenz, als daß es bereits
ernstzunehmende politikwissenschaftli-
che Arbeiten darüber geben könnte.

Neu, wenn auch zu konventionellen
Strukturen zurückkehrend, ist die Auf-
teilung der Darstellung der großen In-
teressenverbände. Während in der er-
sten Auflage aus einem theoretischen
Verständnis heraus in einem Beitrag
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbän-
de behandelt wurden (mit einem ergän-
zendem Beitrag über die Arbeiterkam-
mer), werden in dieser Auflage Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberorganisatio-
nen in jeweils eigenen Kapiteln behan-
delt. Diese Darstellung ist aber proble-
matisch, weil sie zu unterstellen
scheint, daß Arbeitnehmer weitgehend
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einheitliche Interessen gegenüber den
Unternehmen haben, die sie durch die
Gewerkschaft organisieren. Das ist aber
eine stark verkürzte Sicht, da die mei-
sten Verteilungskonflikte in den letzten
Jahren solche um Steuern, Sozialabga-
ben und Leistungen des Staates waren.
Es waren also Konflikte um Anteile an
den öffentlichen Abgaben und den damit
finanzierten Leistungen. Dabei geht es
natürlich auch um ein Auseinanderset-
zung zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern - etwa in der Frage Lohnsteu-
er vs. Steuern aus gewerblichen Gewin-
nen -, aber es gibt dabei auch erhebli-
che Konflikte zwischen verschiedenen
Gruppen von Arbeitnehmern, insbeson-
dere zwischen dem öffentlichen Dienst
und den Gewerkschaften des marktwirt-
schaftlichen Bereiches.

In einigen Beiträgen finden sich neue
theoretische Ansätze. Neu ist der den
zweiten Teil einleitende Beitrag von
Wolfgang C. Müller über das Regie-
rungssystem. Darin werden die institu-
tionellen Strukturen Österreichs sehr
knapp zusammengefaßt, wobei in der
Einleitung kurz auf einige demokratie-
theoretische Begriffe eingegangen wird.

Theoretisch neu ist der Beitrag von
N. Dimmel über die innere Sicherheit.
Er ersetzt den früheren Beitrag über Ju-
stizrechtspolitik. Er verfolgt einen theo-
retischen Ansatz, in dem Politik auch
als Bewältigung von in der Gesellschaft
vorhandenen Konflikten und daraus re-
sultierenden Ängsten in der Bevölke-
rung behandelt wird. Gezeigt wird, daß
bei Fragen der inneren Sicherheit ei-
nerseits ältere Vorstellungen zugunsten
einer Liberalisierung weiter wirken, daß
aber gleichzeitig stärker repressive
Maßnahmen eingeführt werden, da die
positive Gestaltung der Gesellschaft
durch Sozial- und Gesellschaftspolitik
nicht mehr diese Bedeutung hat wie frü-
her. Ob das stimmt, bin ich nicht so si-
cher, aber es ist gut, daß dieser Beitrag
theoretisch fundierte Thesen vertritt,
die diskutiert werden können.
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Die aktualisierten Beiträge sind na-
turgemäß nicht so interessant, wenn
man schon die erste Auflage gelesen
hat. Bei manchen der Beiträge wäre
eine stärkere Umarbeitung notwendig
gewesen. Die Artikel über die Tele-
kommunikationspolitik und über Ener-
giepolitik lassen nicht vermuten, daß
es durch den Beitritt Österreichs zur
EU und durch technische Veränderun-
gen in diesen Bereichen zu radikalen
Veränderungen kommen wird. Es
fehlt auch jede Behandlung des Auf-
brechens der MonopolsteIlung öffent-
licher Versorgungseinrichtungen in
anderen Bereichen, das durch den
Beitritt zur EU notwendig wurde. Dies
ist insofern bedauerlich, als dieser
Sektor der Wirtschaft durch den Bei-
tritt die stärksten Veränderungen er-
fährt. Vor der Abstimmung zum Bei-
tritt wurde dieses Thema aber prak-
tisch nicht erwähnt, weder von den
Befürwortern des Beitritts, noch von
den Gegnern. Wahrscheinlich war es
niemandem klar, wie sehr dieser auch
politisch sehr wichtige Wirtschafts-
zweig von den Regelungen der EU
betroffen sein würde.
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Zum Schluß sei noch eine Klage wie-
derholt, die schon anläßlich der Rezen-
sion der ersten Auflage vorgebracht
wurde: Manche Autoren vermengen
wissenschaftliche Untersuchung von
Politik mit politischer Stellungnahme
zugunsten einer bestimmten Politik.
Wenn etwa festgelegt wird, was die Zie-
le der Kirche sein sollten, oder behaup-
tet wird, daß die Schulpolitik sich in ei-
ner Sackgasse befände, weil sie nicht
den Zielen des Autors folgt, so ist das
unzulässig. Schließlich sollen diese
Beiträge auch von Leuten für das Studi-
um verwendet werden, die der Meinung
sind, daß die Autoritätsstrukturen der
katholischen Kirche durchaus sinnvoll
sind, oder die davon überzeugt sind,
daß die Trennung in AHS und Haupt-
schule günstig ist. Oder müssen bei
Prüfungen - die meisten Autoren sind
Universitätslehrer - die politischen An-
sichten korrekt wiedergegeben wer-
den? Derartige Festlegungen sind nicht
Fragen der Politikwissenschaft, viel-
mehr untersucht diese, wie eine Gesell-
schaft mit solchen Fragen umgeht.

Peter Rosner


